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Meldungen

Glückwünsche für Toni Netzle zum 75. Geburtstag

(23.3.2005) Oberbürgermeister Christian Ude gratuliert Toni Netzle zum
75. Geburtstag: „Als Wirtin des ‚Alten Simpl‘ waren Sie eine Legende.
Mit Ihrem Charme, Ihrer Lebenslust und Ihrem Witz eroberten Sie die
Herzen Ihrer Gäste im Sturm, und so wurde der ‚Simpl‘ für viele zum
zweiten Zuhause. Ihnen gelang es, einen bunten Mix aus Künstlern,
Studenten, Polit- und Gesellschaftsprominenz zu versammeln und den
‚Simpl‘ zu einem der traditionsreichsten und berühmtesten Lokale Mün-
chens zu machen.
Aber selbst im ‚Ruhestand‘ geht es bei Ihnen nicht ruhig zu, denn immer
noch bewegen Sie viel im kulturellen und gesellschaftlichen Leben: Als
Gastgeberin, als Darstellerin in zahlreichen TV-Produktionen wie der popu-
lären Krimiserie ‚Siska‘ und nicht zuletzt als Autorin. Ein ganz besonderes
Vergnügen bereitet Ihr anekdotenreiches ‚Kochbuch für zwei linke Hände‘,
welches Sie in Form eines Briefes an Ihre Enkeltochter schreiben und darin
Rezepte und gerade die Geheimtipps verraten, auf die es beim Kochen
ankommt. Dabei erklären Sie mehr das ‚Handwerkliche‘ als das Kulina-
rische und wenden sich damit an all diejenigen, die noch keine Meister-
köche sind.
Ich nehme Ihren Geburtstag gerne zum Anlass, Ihnen auch für die Zukunft
noch viel Lust und Schaffenskraft für Ihre vielfältigen Aktivitäten sowie
Glück und Gesundheit zu wünschen.”

Haydn-Klavierwerke-Zyklus im Musikinstrumentenmuseum

(23.3.2005) In Zusammenarbeit mit der Hochschule für Musik und
Theater München veranstaltet das Musikinstrumentenmuseum den
Zyklus „Joseph Haydn – Werke für Klavier“.
- Am Karfreitag, 25. März, findet um 11 Uhr im Musikinstrumenten-

museum, St.-Jakobs-Platz 1, das 3. Konzert „Die Passione-Sonaten“
statt. Andreas Skouras spielt die Sonaten Hob. XVI: 20, 23, 32 und 34.
Der Eintritt ist frei.

- Im 4. Konzert „Fantasie“ am Ostersonntag, 27. März, 11 Uhr, spielt
Andreas Skouras die Sonaten Hob. XVI: 48 und 49, die Fantasie
Hob. XVII: 4 sowie die Variationen Hob. XVII: 5. Der Eintritt ist frei.

Am Sonntag, 3. April, findet das Abschlusskonzert (Das Spätwerk) statt.
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Planungsreferat in eigener Sache

(teilweise voraus)
Stadt ist für Standortvorschläge der Firma ALDI offen

– städtebauliche Voraussetzungen müssen erfüllt sein

(23.3.2005)  Zu der Berichterstattung in der Bild-Zeitung München vom
22. März 2005 und den zitierten Aussagen der Firma ALDI nimmt das
Planungsreferat wie folgt Stellung:
Das Planungsreferat möchte ausdrücklich klarstellen, dass es der Stadt
nicht darum geht, ALDI-Märkte oder Discounter allgemein zu verhindern.
Der Betriebstyp des Discounters leistet nicht zuletzt auf Grund der großen
Nachfrage aus der Bevölkerung einen wichtigen Beitrag zur Nahversor-
gung und wird auch von der Stadt als Baustein einer wohnortnahen Grund-
versorgung gesehen. Es gibt durchaus auch Projekte der Firma ALDI, die
die Unterstützung der Stadt gefunden haben: für die Filiale in der Hopfen-
post, die ja wie auch im Bericht dargestellt, genehmigt wurde, wurden
zum Beispiel Befreiungen vom Bebauungsplan erteilt. Eine Einigung zeich-
net sich außerdem am Standort Lerchenauer Straße ab. Auch dem eben-
falls in Feldmoching gelegenen Vorhaben Ratholdstraße steht die Stadt
ebenso positiv gegenüber wie dem ALDI-Markt an der Theresienhöhe, bei
dem sich hinsichtlich der Stellplatzfrage eine Lösung abzeichnet.
Der Stadt geht es darum, Märkte an Standorten zuzulassen, die den Be-
langen gerecht werden, die die Stadt im Auge haben muss, also Verkehrs-
bewältigung, Umweltbelangen, Orts- und Landschaftsbild usw.. Dazu ge-
hört auch, dass gerade in einer sehr teueren Stadt wie München klassi-
sche Gewerbegebiete vor allem auch einfachen Gewerbebetrieben und
Handwerksbetrieben vorbehalten bleiben und sich nicht zu Einkaufsstand-
orten fernab der Wohnstandorte entwickeln. Ziel ist die Ansiedlung von
Discountern in sogenannten „integrierten Lagen”, also idealerweise in
Stadtteilzentren, die von der Bevölkerung in geringer Entfernung zu ihrem
Wohnort auch ohne Auto erreichbar sind.
Diese Anforderungen konnten den Vertretern der Firma ALDI bereits in
mehrfachen Gesprächen im Planungsreferat dargelegt werden. Dennoch
konnte über einige Standorte bisher keine Einigung erzielt werden, so dass
es auch zu gerichtlichen Verfahren gekommen ist, die allerdings nicht alle
zugunsten der Firma ALDI entschieden wurden:
Bei einem Vorhaben (Taunusstraße 31) hat die Firma ALDI die Klage vor
dem Bayerischen Verwaltungsgericht selbst zurückgenommen, nachdem
das Gericht in der mündlichen Verhandlung vom 29.11.2004 ausgeführt hat-
te, dass es der Argumentation der Stadt folgen würde, nämlich dass das
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Vorhaben als großflächiger Einzelhandelsbetrieb in einem Gewerbegebiet
nicht zulässig ist, weil es außerhalb eines Stadtteilzentrums gemäß dem
Zentrenkonzept der Landeshauptstadt München  liegt.
In einem weiteren Fall (Freisinger Landstraße 64) hat die Firma ALDI gegen
die ablehnenden Bescheide des Planungsreferats zu zwei unterschiedlich
großen Vorhaben den Klageweg vor dem Bayerischen Verwaltungsgericht
beschritten, das der Firma ALDI in erster Instanz recht gegeben hat. Die
Berufung der Stadt wurde hinsichtlich des größeren Vorhabens zugelas-
sen, eine Entscheidung in zweiter Instanz bleibt abzuwarten. Durch die
Zulassung der Berufung sieht sich die Stadt in ihren Bedenken insbeson-
dere bzgl. der Größe und Lage des geplanten Marktes bestätigt.
In einem dritten Fall (Kronwinklerstraße 29/31) bestehen Planungsabsich-
ten der Stadt, die sich nicht mit der Zulassung eines ALDI-Marktes an die-
ser nicht integrierten Lage decken. Der Stadtrat der Landeshauptstadt
München hat im Dezember 2004 durch entsprechende Ergänzung des
Aufstellungsbeschlusses Nr. 1633 eindeutig seinen Willen bekundet, dass
der Bereich östlich der Limesstraße, in dem auch das Bauvorhaben der
Firma ALDI liegt, für einfaches Gewerbe gesichert und Einzelhandel ausge-
schlossen werden soll. Es bleibt abzuwarten, wie das Bayerische Verwal-
tungsgericht über die von der Firma eingelegte Klage entscheiden wird.
Dass es tatsächlich Standorte im Stadtgebiet gibt, die diesen Anforderun-
gen gerecht werden, zeigt übrigens die nicht unerhebliche Zahl der positiv
beschiedenen Anträge für Vorhaben anderer Betreiber in der täglichen Ge-
nehmigungspraxis. Diesen Betreibern ist es gelungen, die Anforderungen
zu erfüllen und an mehreren Standorten im Stadtgebiet Discount-Märkte
zu errichten.
Diesbezüglich ist klarzustellen, dass die Stadt keine Unternehmen einsei-
tig bevorzugt oder einseitigen Konkurrenzschutz betreibt. Die Stadt kann
und darf nicht nur wirtschaftliche Gesichtspunkte einzelner Unternehmen
im Auge haben sondern muss eine Vielzahl von Interessen zu einem ge-
rechten Ausgleich bringen. Im Bezug auf die Darstellungen in der Bild
München ist auch anzumerken, dass allein durch eine Ansiedlung zusätz-
licher ALDI-Märkte die Stadt noch nicht von realen Zuwächsen bei den
Gewerbesteuereinnamen ausgehen kann. Die Bevölkerung konsumiert
bei Eröffnung neuer Märkte nicht mehr, das Konsumverhalten wird nur
verlagert.
Mit den Vertretern der Firma ALDI bestehen im Planungsreferat intensive
Kontakte und das Planungsreferat ist zuversichtlich, dass mit etwas Kom-
promissbereitschaft der Firma ALDI sich auch für diese Firma an weiteren
Standorten Lösungen entwickeln lassen.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 23. März 2005

Großmarkthallengrundstück für Türkisch-Islamisches Zentrum

Anfrage Stadtrat Helmut Pfundstein (CSU) vom 18.2.2005

Antwort Kommunalreferentin Gabriele Friderich:

Zunächst möchte ich vorausschicken, dass es richtig ist, dass derzeit von
den beteiligten Referaten (Planungs- und Kommunalreferat) geprüft wird,
ob und zu welchen Bedingungen eine Veräußerung zweier Grundstücke an
der Ecke Gotzinger Platz/Kochelseestraße zur Errichtung eines Türkisch-
Islamischen Kulturzentrums mit Moschee möglich wäre; ein erstes orien-
tierendes Gespräch mit dem Vorsitzenden des Vereins hat stattgefunden.

Zu Ihren Fragen:

Frage 1:

Warum wurde der für den Verkauf und die Großmarkthalle zuständige Kom-
munalausschuss bisher nicht von der Verkaufsabsicht unterrichtet? Wann
wird der Kommunalausschuss befasst?

Antwort:

Sondierungsgespräche zur Klärung der Frage, ob ein Verkauf überhaupt in
Betracht kommt („Verkaufsabsicht”), sind grundsätzlich nicht stadtrats-
pflichtig.

Die Verhandlungen selbst befinden sich erst im Anfangsstadium; über
Preise wurde bisher nicht gesprochen, eine Bewertung liegt auch noch
nicht vor. Auch die Finanzierung, die aus dem Erlös des Verkaufs des der-
zeitigen von der dortigen Öffentlichkeit wegen seiner Ausbaupläne äußerst
kritisch gesehenen Standorts Schanzenbachstraße 1 bestritten werden
soll, ist noch nicht gesichert. Der Verein hat zunächst einen Antrag auf Vor-
bescheid beim Planungsreferat eingereicht, um festzustellen, ob das Bau-
vorhaben überhaupt genehmigungsfähig ist.

Der zuständige Bezirksausschuss ist selbstverständlich bereits eingebun-
den. Wegen der Abhängigkeit eines Verkaufs von der Schaffung von Er-
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satzparkplätzen für die Großmarkthalle (vgl. folgende Ausführungen) kann
heute auch noch nicht gesagt werden, wann der Kommunalausschuss
befasst werden wird, aller Voraussicht nach aber nicht mehr in diesem
Jahr.

Frage 2:

Ist dieses Grundstück für den Betrieb der Großmarkthalle entbehrlich und
wenn ja wie wird das entstehende Parplatzproblem dann gelöst? Wurde
dazu die Direktion der Großmarkthalle und der Großmarkthallenbeirat ge-
hört bevor präjudizierende Fakten geschaffen werden? Wo steht das Grund-
stück vermögensrechtlich zu Buch?

Antwort:

Die fraglichen Grundstücke Ecke Gotzinger Platz/Kochelseestraße stehen
nicht im Eigentum der Großmarkthalle, sondern gehören zum Allgemeinen
Grundvermögen. In seiner Funktion als Parkplatz sind sie zwar nicht ent-
behrlich; es ist jedoch vorgesehen, auf einem südöstlich dieser Flächen
(Ecke Königsdorfer-/Thalkirchner Straße) gelegenen Betriebsgrundstück
der Großmarkthalle als Ersatz für die wegfallenden Parkplätze ein Park-
deck zu errichten. Die dort verbleibende Restfläche (Wohnbaugrundstük-
ke) soll gegen Ablöse des Verkehrswertes vom Vermögen der Großmarkt-
halle in das Allgemeine Grundvermögen übertragen werden; daraus soll
die Finanzierung des Parkhaus-Neubaues erfolgen.

Die Werkleitung der Großmarkthalle ist von Anfang an über die Verwer-
tungsabsichten für die ihr nicht gehörenden Grundstücke unterrichtet. Der
Großmarkthallenbeirat wurde seitens der Großmarkthalle unterrichtet,
unmittelbar nachdem sich die Planungen für die Bebauung konkretisiert
hatten. Präjudizierende Fakten wurden nicht geschaffen. Es wird sicherge-
stellt, dass der Verkauf der Grundstücke an der Kochelseestraße erst rea-
lisiert wird, wenn das Parkdeck errichtet und benutzbar ist.

Frage 3:

Wenn dieses Grundstück für den Großmarkthallenbetrieb entbehrlich sein
sollte, wieso wird es dann nicht zur Erzielung eines marktgerechten Preises
öffentlich ausgeschrieben?

Antwort:

Herr Bürgermeister Monatzeder hat das Planungsreferat mit der Suche
nach einem neuen Standort für das Türkisch-Islamische Kulturzentrum
beauftragt. Kriterien waren eine möglichst innenstadtnahe Lage, gute
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Erreichbarkeit (ÖPNV) und eine bewusst städtebauliche dominante Situa-
tion. Der Standort Gotzinger Platz hat gegenüber anderen untersuchten
(auch nicht-städtischen) Grundstücken den Vorteil einer relativ kurzfristigen
Verfügbarkeit. Er eignet sich aus städtebaulicher Sicht für die Errichtung
eines öffentlichen Gebäudes, das zum Platz hin orientiert ist und im Kon-
text mit der am West- und Südrand des Platzes bestehenden Bebauung
(Kirche und Schule) steht.

Das vorgesehene Eckgrundstück Gotzinger Platz/Kochelseestraße ist nur
ein untergeordneter Teil der insgesamt bebaubaren (verwertbaren) städti-
schen Flächen in diesem Bereich. Durch die Errichtung eines Parkhauses
werden Flächen für ca. 100 Wohneinheiten frei. Auch gewerbliche bzw.
teilgewerbliche Nutzungen sind nicht ausgeschlossen. Das mögliche/zu-
lässige Baurecht wird abschließend vom Planungsreferat zu untersuchen
sein.

Ich halte es daher derzeit für sinnvoll und vertretbar, in diesem Fall – wie
auch bei anderen vergleichbaren Flächen einer religiösen Gemeinbedarfs-
nutzung, die natürlich vertraglich festgeschrieben wird – auf eine öffentli-
che Ausschreibung zu verzichten. Dessen ungeachtet ist selbstverständ-
lich der volle Verkehrswert zu erlösen.

Frage 4:

Wurde geprüft, ob es im Kundenumfeld der Großmarkthalle Interessenten
für dieses Grundstück gibt?

Antwort:

In der Vergangenheit sind zwar gelegentlich Interessenten für Wohnungs-
bau, nicht aber aus dem Umfeld der Großmarkthalle an das Kommunalre-
ferat herangetreten. Verhandlungen wurden aber, weil sich eine Lösung
des Parkplatzproblems damals nicht abzeichnete, nicht aufgenommen.
Aufgrund der jetzigen aktuellen Planungen erübrigt es sich, jetzt eine sol-
che Prüfung vorzunehmen.
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Ist Hartz IV ein gigantischer Verschiebebahnhof?

Anfrage Stadtrat Hans Podiuk (CSU) vom 22.2.2005

Antwort Sozialreferent Friedrich Graffe:

Frage 1:

Sind diese Vorwürfe auch gegenüber München zutreffend?

Antwort:

Diese Vorwürfe sind gegenüber dem Sozialreferat München und der ARGE
für Beschäftigung München GmbH keinesfalls zutreffend. Personen, die
laut ärztlichem Gutachten für länger als sechs Monate – und nur diese
schließt der Gesetzgeber selbst aus – weniger als drei Stunden täglich
erwerbstätig sein können, wurden dem SGB XII, also der kommunalen
Sozialhilfeleistung, zugeordnet. Sofern noch kein ärztliches Gutachten vor-
lag, wurde die Einteilung anhand eines detaillierten Kriterienkataloges vor-
genommen. Die in den Medien zitierten Obdachlosen und Untersuchungs-
häftlinge schließen das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit so-
wie die Bundesagentur für Arbeit selbst in den gemeinsam erarbeiteten
Arbeitshinweisen zu Recht nicht grundsätzlich von den SGB II-Leistungen
aus.

Frage 2:

Wer entscheidet darüber, ob ein Arbeitsloser als erwerbsfähig oder er-
werbsunfähig eingestuft wird?

Antwort:

Die Einstufung erfolgte auf der Grundlage von in den bisherigen Sozialhilfe-
akten vorhandenen ärztlichen Gutachten. Die Erwerbsfähigkeit der mei-
sten Leistungsberechtigten wurde im Rahmen der Hilfe zur Arbeit bereits
in der Vergangenheit überprüft. Sofern kein ärztliches Gutachten vorlag,
wurde anhand des oben genannten Kriterienkatalogs entschieden.
Künftig wird die Entscheidung über die Erwerbsfähigkeit voraussichtlich
vom Ärztlichen Dienst der Agentur für Arbeit München bzw. vom Referat
für Gesundheit und Umwelt der Stadt München getroffen werden. Die Ver-
handlungen sind allerdings noch nicht abgeschlossen.

Frage 3:

Wie entwickeln sich in München die Ausgaben für die Sozialhilfe?
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Antwort:

Die Ausgaben für die Sozialhilfe, also für die Leistungen nach dem Dritten
Kapitel des SGB XII, sind nach den bisher vorliegenden Daten für Januar
und Februar 2005 rückläufig. Dies war allerdings nicht anders zu erwarten,
da eine Vielzahl von Leistungen, die bis 31.12.2004 zusätzlich zur Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung im Rahmen der Sozialhilfe
gewährt wurden, jetzt als Leistung nach dem Vierten Kapitel des SGB XII,
also als originäre Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, ge-
zahlt werden.
Die Höhe der Leistungen, die von der Kommune im Rahmen des Arbeits-
losengeldes II für Mieten und einmalige Leistungen in den vergangenen
beiden Monaten erbracht wurden, ist noch nicht bekannt. Es gibt derzeit
noch keine verlässlichen Daten.

Frage 4:

Gibt es Abweichungen von den Prognosen, d. h. sind Einsparungen zu er-
warten?

Antwort:

Wir gehen derzeit davon aus, dass sich Einsparungen und Mehrausgaben
im Bereich des Dritten und Vierten Kapitel des SGB XII in etwa aufheben
werden.
Mangels gesicherter Datenbasis können noch keine Aussagen zu Einspa-
rungen oder Mehrausgaben im Rahmen des SGB II getroffen werden.

Frage 5:

Welche Konsequenzen ergeben sich für München aus den Vorwürfen von
Rot-Grün in Berlin?

Antwort:

Keine.
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Neonazistische Veranstaltungswelle in München?

Anfrage Stadträtin Brigitte Wolf (PDS) vom 25.1.2005

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Frage 1:

Welche Erkenntnisse hat die Stadt über einen sog. „Politischen Gesprächs-
kreis” der NPD, der am 13. Januar 2005 stattgefunden haben soll? Wie groß
war der Teilnehmerkreis?

Antwort:

Auf Nachfrage beim Polizeipräsidium München wurde dem Kreisverwal-
tungsreferat von dort mitgeteilt, dass am 13.1.2005 in der Gaststätte
„Waldfrieden”, Fürstenrieder Str. 277 in München eine Veranstaltung unter
der Bezeichnung „Politischer Gesprächskreis” störungsfrei stattfand. Es
beteiligten sich ca. 45 Personen daran.

Frage 2:

Welche Erkenntnisse liegen vor vom DVU-Parteitag am 15. Januar 2005 im
Mathäser am Hasenbergl? Nach Presseberichten nahm daran auch NPD-
Chef Udo Voigt teil. Kam es dabei zu ähnlich volksverhetzenden Vorfällen
wie im Sächsischen Landtag?

Antwort:

Am DVU-Parteitag am 15.01.2005 in der Gaststätte „Mathäser am Hasen-
bergl” nahmen nach Auskunft der Polizei ca. 500 Personen teil. Weiterge-
hende Erkenntnisse, insbesondere über eine Teilnahme von Herrn Udo
Voigt und über volksverhetzende Vorfälle sind weder dem Polizeipräsidium
München noch dem Kreisverwaltungsreferat bekannt.

Frage 3:

Am Sonntag, den 23. Januar, war in München ein „politisches Neujahrstref-
fen” aller „national-patriotischen und freiheitlichen Münchner Parteien und
Gruppierungen” geplant. Einer der Redner war Holger Apfel, der für den
neonazistischen Skandal im Sächsischen Landtag verantwortlich ist. Welche
Erkenntnisse liegen über diese Veranstaltung vor?
Kam es auch hier zu rechtswidrigen, volksverhetzenden Ausfällen der Red-
ner?
Ist es richtig, dass bei dieser vom Münchner Republikaner-Stadtrat organi-
sierten Veranstaltung Norman Bordin und Mitglieder der „Kameradschaft
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München” den Ordnerdienst übernommen hatten? Kann künftig durch Auf-
lagen unterbunden werden, dass einschlägig Vorbestrafte den Ordner- und
Sicherheitsdienst für eine solche Veranstaltung übernehmen? Bordin wurde
immerhin 2001 wegen einem brutalen Überfall auf einen Griechen zu 15
Monaten Haft verurteilt.

Antwort:

Vom Polizeipräsidium München wurde dem Kreisverwaltungsreferat mit-
geteilt, dass am 23.1.2005 in der Gaststätte “Hotel zur Post”, Bodenseestr.
4 in München eine nichtöffentliche Veranstaltung der DP stattfand.
Weitere Erkenntnisse über die Veranstaltung liegen nicht vor. Beim Kreis-
verwaltungsreferat war die Veranstaltung nicht angezeigt worden, was
rechtlich auch nicht geboten war und weshalb auch keine Auflagen zum
Ordnerdienst möglich waren.

Frage 4:

Welche weiteren Anmeldungen rechtsextremer oder neonazistischer Orga-
nisatoren liegen dem Kreisverwaltungsreferat bereits vor? Ist es richtig,
dass am 13. Februar eine Mahnwache und am 19. März und 2. April jeweils
eine Demonstration geplant sind? Welche Maßnahmen ergreift das KVR,
um volksverhetzende Aktionen und andere Straftaten auf Münchener Stra-
ßen zu verhindern? Ist es möglich, etwaige Auflagen der Öffentlichkeit be-
kannt zu geben, so dass die demokratische Öffentlichkeit bei einem Verstoß
dagegen die Einsatzkräfte zum Einschreiten auffordern kann?

Antwort:

Für die genannten sowie gegebenenfalls weiteren Kundgebungen rechts-
extremer oder neonazistischer Organisationen werden die in solchen Fäl-
len üblichen Auflagen erlassen, um volksverhetzende Aktionen und andere
strafbare Handlungen zu verhindern. Die Einhaltung dieser Auflagen wird
von der Polizei sicher gestellt. Eine generelle Veröffentlichung solcher Auf-
lagen ist daher entbehrlich und wird vom Kreisverwaltungsreferat auch
nicht geplant.

Frage 5:

Was unternimmt das KVR, um dafür zu sorgen, dass in München der
60. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus in einem würdigen Rahmen
begangen werden kann, und die Stadt nicht wieder in der Geruch einer
„Hauptstadt der Bewegung” gerät?
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Antwort:

Das Kreisverwaltungsreferat wird alle rechtlich zulässigen und nach der
Sachlage notwendigen Maßnahmen ergreifen, damit die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung auch am 60. Jahrestag der Befreiung Deutschlands und
Europas von der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft gewährleistet
ist und dieser Gedenktag in einem würdigen Rahmen begangen werden
kann.
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